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I. Vorbemerkung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen Maßnahmen zum Rückbau nationaler Berichtspflichten im 
Bereich der amtlichen Statistik, die nicht auf EU-Vorgaben beruhen, umgesetzt werden. Das System der 
Unternehmensstatistiken soll grundlegend modernisiert werden, um dauerhaft belastbare Ergebnisse 
liefern zu können. Grundgedanke ist das Vorantreiben des Bürokratierückbaus, wie er im 
Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode und im Rahmen der föderalen Modernisierungsagenda 
vereinbart wurde. Der GKV-Spitzenverband unterstützt grundsätzlich das Bestreben, unnötige 
Bürokratie abzubauen. 

Mit dem vorliegenden Entwurf ist u. a. vorgesehen, die Kostenstrukturstatistik im medizinischen 
Bereich, die Merkmale enthält, die von den EU-Verordnungen nicht zwingend erfasst sind, zu 
überprüfen.  

Eine daraus resultierende Reduktion der Informationstiefe der Kostenstrukturerhebung im 
medizinischen Bereich hätte gravierende Auswirkungen auf die Arbeit des Bewertungsausschusses 
Ärzte § 87 Absatz 1 Satz 1 SGB V. Für die vom Bewertungsausschuss zu treffenden Entscheidungen zur 
Bewertung der ärztlichen Leistungen ist eine verlässliche Datenbasis mit Informationen über die 
Einnahmen, Aufwendungen und Reinerträge der Praxen der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
sowie psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in der aktuell umgesetzten 
Informationstiefe unverzichtbar. Für die Weiterentwicklung des EBM durch den Bewertungsausschuss 
spielt die Kostenstrukturerhebung des Statistischen Bundesamtes im medizinischen Bereich eine ganz 
zentrale Rolle. Sie ist nämlich die einzige neutrale Datenquelle mit der für die Arbeit des 
Bewertungsausschusses erforderlichen Informationstiefe.  

Vor diesem Hintergrund ist ein Beibehalten der Kostenstrukturerhebung im medizinischen Bereich in 
der bisherigen Form und damit auch in der Informationstiefe zwingend erforderlich, um den Trägern 
des Bewertungsausschusses weiterhin die Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrages zu ermöglichen. Hinzu 
kommt, dass die FinanzKommission Gesundheit erst kürzlich in ihrem ersten Bericht auf die Bedeutung 
von repräsentativen Kostenerhebungen in alle Dienstleistungsbereichen für die Begrenzung der 
Vergütungsanstiege auf die tatsächliche Kostenentwicklung im jeweiligen Leistungsbereich hingewiesen 
hat. Mit der geplanten Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik wäre diese bislang zentrale 
Kostenerhebung im ambulanten medizinischen Bereich (Praxen der Medizin, Zahnmedizin und 
Psychotherapie) nicht mehr nutzbar.  
Die vorgesehene Streichung des Absatzes 2 in § 3 der Kostenstrukturstatistik wird daher vom GKV-
Spitzenverband mit Nachdruck abgelehnt. 

Nachfolgend nimmt der GKV-Spitzenverband zu dem für die GKV wesentlichen Punkt im Detail Stellung. 
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II. Stellungnahme 

Artikel 10 (Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik) 

§ 3  

A) Beabsichtigte Neuregelung 
Streichung des Absatz 2 in der bisherigen Fassung. 

B) Stellungnahme 
Mit der geplanten Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik wird das erklärte Ziel des ersten 
Unternehmensstatistikreformgesetzes im medizinischen Bereich nicht erreicht, sondern vielmehr ins 
Gegenteil verkehrt: Es ist eine zusätzliche Bürokratielast für die befragten Inhaberinnen und Inhaber 
von Praxen der Medizin, Zahnmedizin und Psychotherapie zu erwarten. 

Hintergrund: Die geplante Reduktion der Informationstiefe der Kostenstrukturerhebung im 
medizinischen Bereich hätte gravierende Auswirkungen auf die Arbeit des Bewertungsausschusses 
Ärzte § 87 Absatz 1 Satz 1 SGB V. Der GKV-Spitzenverband und die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
entwickeln in ihrer Funktion als Trägerorganisationen des Bewertungsausschusses Ärzte gemäß § 87 
Absatz 1 SGB V gemeinsam den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) fort. Grundlage der 
Weiterentwicklung des EBM bildet nach § 87 Absatz 2 Satz 4 SGB V „grundsätzlich die vom Statistischen 
Bundesamt nach dem Gesetz über die Kostenstrukturstatistik bei Arzt- und Zahnarztpraxen sowie bei 
Praxen von psychologischen Psychotherapeuten erhobenen Daten der Kostenstruktur“. Lediglich 
„ergänzend können sachgerechte Stichproben bei vertragsärztlichen Leistungserbringern verwendet 
werden“.  

Der EBM legt fest, wie die ambulanten Leistungen des Leistungskatalogs der Gesetzlichen 
Krankenversicherung vergütet werden. Insgesamt wird anhand dieses Bewertungsmaßstabes ein 
Finanzvolumen von jährlich mehr als 50 Mrd. Euro den niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten sowie 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten bereitgestellt.  

Dem Bewertungsausschuss wird eine zentrale Bedeutung für die Steuerung der medizinischen 
Versorgung in Deutschland durch den Gesetzgeber zuerkannt. Grundlage hierfür sind die §§ 87 Absatz 
2 bis 2d SGB V, in denen die dem Bewertungsausschuss vom Gesetzgeber übertragenen Aufgaben 
ausführlich geregelt sind. Für die vom Bewertungsausschuss zu treffenden Entscheidungen zur 
Bewertung der ärztlichen Leistungen ist eine verlässliche Datenbasis mit Informationen über die 
Einnahmen, Aufwendungen und Reinerträge der Praxen der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
sowie psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in der aktuell umgesetzten 
Informationstiefe unverzichtbar. Sie ist in seiner jetzigen Form die einzige neutrale Datenquelle mit der 
für die Arbeit des Bewertungsausschusses erforderlichen Informationstiefe.  

Eine fehlende Differenzierung der Daten nach Fachgruppen, Versorgungsbereichen und Praxisformen 
sowie der Einnahmen nach Kostenträgern und der Aufwendungen nach Kostenarten würde dazu 
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führen, dass diese Statistik für die Arbeit des Bewertungsausschusses nicht mehr nutzbar wäre. Der 
Bewertungsausschuss Ärzte müsste zur Aufgabenerfüllung eigene Stichproben bei den 
Leistungserbringern im ambulanten medizinischen Bereich durchführen. Es käme somit zu 
regelmäßigen, doppelten Befragungen der Praxisinhaberinnen und -inhaber, um die benötigten aber in 
der bisherigen Form zukünftig nicht mehr vorliegenden Informationen zu erheben. Der 15-minütigen 
Zeitersparnis bei der Beantwortung der Fragen des Statistischen Bundesamtes stünden deutlich 
umfangreichere Lasten aufgrund der dann notwendig werdenden zusätzlichen Befragungen durch den 
Bewertungsausschuss Ärzte entgegen.  

Neben den zusätzlichen Bürokratielasten für die Praxisinhaberinnen und -inhaber im medizinischen 
Bereich wäre bei eigenen Stichproben des Bewertungsausschusses Ärzte zudem mit einer verringerten 
statistischen Güte der erhobenen Daten zu rechnen. Im Gegensatz zum Statistischen Bundesamt 
können die angeschriebenen Praxisinhaberinnen und -inhaber durch den Bewertungsausschuss Ärzte 
nicht zur Teilnahme an diesen Stichprobenerhebungen verpflichtet werden. In der Folge käme es bei 
den Ergebnissen dieser Stichprobenerhebungen zu nicht quantifizierenden Verzerrungen. 

Die FinanzKommission Gesundheit hat erst kürzlich in ihrem ersten Bericht auf die Bedeutung von 
repräsentativen Kostenerhebungen in alle Dienstleistungsbereichen für die Begrenzung der 
Vergütungsanstiege auf die tatsächliche Kostenentwicklung im jeweiligen Leistungsbereich 
hingewiesen. Mit der geplanten Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik wäre dagegen 
diese bislang zentrale Kostenerhebung im ambulanten medizinischen Bereich (Praxen der Medizin, 
Zahnmedizin und Psychotherapie) nicht mehr nutzbar. 

Aus den genannten Gründen wird die geplante Änderung des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik 
daher abgelehnt. 

C) Änderungsvorschlag 
Beibehaltung von § 3 Absatz 1 und 2 des Gesetzes über Kostenstrukturstatistik in der bisher geltenden 
Fassung. 
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